
 

Der Inhalt der Internetsite kapital-rechtinfo.de und dieses Ausdrucks dient ausschließlich der allgemeinen Information für den persönlichen Interessenbereich des Benutzers und ist keine Finanzanalyse 
von Finanzinstrumenten i. S. d. § 37d WpHG. Jeder Benutzer ist für jegliche Art der (Nicht-)Nutzung der Informationen selbst verantwortlich. Die Information ist lediglich zur Kenntnisnahme für Benutzer 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland bestimmt und ausdrücklich nicht für Benutzer anderer Staaten vorgesehen. Die Kanzlei Göddecke übernimmt keine Haftung für die Auswahl, Vollständigkeit, 
Aktualität oder Exaktheit der bereitgestellten Informationen als auch für die aus der Verwendung der Informationen durch den Benutzer resultierenden Ergebnisse. Insbesondere werden keine rechtlichen, 
betriebswirtschaftlichen, steuerrechtlichen, vermögensbezogenen oder andere Empfehlungen oder Ratschläge in irgendeiner Form gegeben oder Mandatsbeziehungen begründet; dieses gilt sowohl für 
Regelungen etc., die für die Bundesrepublik Deutschland Anwendung finden als auch bzgl. anderer Rechtssysteme. Alle Informationen sind jedoch mit Sachkenntnis sowie großer Sorgfalt und nach 
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Die bereitgestellten Informationen sind nicht auf besondere Bedürfnisse einzelner Personen, Personenmehrheiten oder Einrichtungen abgestimmt, weshalb die unabhängige Untersuchung, fachliche 
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werden soll. Gesetze und Vorschriften ändern sich ständig und können nur auf konkrete Situationen angewandt werden. Die dargestellte Information gibt den Stand zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung 
wieder, sie wird nicht aktualisiert und kann bis zum Zeitpunkt ihrer Kenntnisnahme durch den Nutzer inhaltlich überholt sein.  Verwenden Sie daher die hier bereitgestellten Informationen niemals als Quelle 
für rechts- oder/und wirtschaftsbezogene Entscheidung(en). 

 
 

Mehr Anlegerschutz notwendig 

 
Für einen besseren Anlegerschutz haben sich mehrere Sachverständige in einer öffentlichen An-
hörung des Finanzausschuss am Montag ausgesprochen. Sowohl Anbieter geschlossener Fonds 
als auch eine auf Vertretung geschädigter Anleger spezialisierte Rechtsanwaltskanzlei warnten vor 
Gesetzeslücken, die vor allem für Kleinanleger teure Konsequenzen haben können. 
 
In der Anhörung ging es um den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung von Gesetzen auf dem Gebiet des Finanzmarktes (18/1305), der überwiegend re-
daktionelle Änderungen enthält. Die Änderungen erfolgen im Nachgang zur Umsetzung von kom-
plexen EU-Vorlagen beziehungsweise internationalen Vorgaben. Diese Umsetzungen waren am 
Ende der 17. Legislaturperiode vorgenommen worden. Außerdem sollen Redaktionsversehen bei 
der zusätzlichen Beaufsichtigung der Finanzunternehmen eines Finanzkonglomerats im CRD IV-
Umsetzungsgesetz sowie im AIFM-Umsetzungsgesetz beseitigt werden. Vorgesehen ist ebenfalls 
eine Anpassung der Definition von offenen und geschlossenen Alternativen Investmentfonds. 
 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft mittelständischer Investmentpartner forderte eine gesetzliche 
Klarstellung, damit Anbieter von Kapitalanlagen nicht in schwächer regulierte Bereiche auswei-
chen. Auch der Bundesverband Sachwerte und Investmentvermögen erklärte in seiner Stellung-
nahme, Ziel der AIFM-Richtlinie und des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB) sei es gewesen, kein 
Anlageprodukt mehr unreguliert zu lassen. Zehn Monate nach Inkrafttreten des KAGB zeige sich 
jedoch, dass Anbieter sich dem Geltungsbereich und damit der Regulierung und der Aufsicht des 
KAGB entziehen könnten, indem sie sich als „operativ tätige Unternehmen außerhalb des Finanz-
sektors“ bezeichnen würden. Umgekehrt gebe es für geschlossene Fonds Schwierigkeiten beim 
Produktgenehmigungsverfahren bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.  
 
Die derzeitige Rechtslage lasse zu viele Ausweichmöglichkeiten zu. „Genussrechte, Nachrangdar-
lehen und ähnliche Produkte überschwemmen den Markt und berauben viele Kleinanleger ihrer 
Ersparnisse“, warnte Anwalt Mattil, der von einem „beängstigenden Umfang“ der Umgehungen 
sprach. Er bestätigte, dass nicht einmal alle geschlossenen Fonds unter die Regulierung fallen 
würden. Heute würden Genussrechte wie von der Firma Prokon und stille Beteiligungen unter das 
Vermögensanlagegesetz fallen, gehören aber seiner Ansicht nach ins KAGB.  
 
Ein anderes Anliegen hatte der Deutsche Sparkassen- und Giroverband. Er verlangte, dass die mit 
dem CRD IV-Gesetz vorgenommene Begrenzung der Zahl der Aufsichtsratsmandate für den 
Sparkassen–Bereich gelockert wird. Mandate in den zahlreichen Verbundunternehmen der Spar-
kassenorganisation könnten nur eingeschränkt wahrgenommen werden. Eine zu starke Streuung 
der Mandate sei ineffizient und führe letztlich zu einer schlechteren Aufsicht. Die Sparkassen ver-
langten, dass mehrere Mandate in einer Unternehmensgruppe als ein Mandat gezählt werden sol-
len. Dem widersprach der Vertreter der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht mit dem 
Hinweis, es könne dann ein Verstoß gegen die AIFM-Richtlinie vorliegen.  
 
Der Deutsche Genossenschafts- und Raiffeisenverband (DGRV) sorgte sich um die Energiege-
nossenschaften, denen nach dem aktuellen Gesetzentwurf schärfere Anforderungen drohen wür-
den. Der Verband kritisierte das „hohe und drastische Regulierungsniveau selbst für Klein- und 
Kleinstunternehmen“. Genossenschaften hätten geplante Investitionen in Anlagen für erneuerbare 
Energien im mittleren dreistelligen Millionenbereich aufgeschoben oder endgültig storniert. Ähnlich 

http://dip.bundestag.de/btd/18/013/1801305.pdf


 

 

äußerte sich der Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaften, der eine Auffanglösung für 
genossenschaftliche Kleinstlösungen. verlangte und forderte: „Solche Modelle müssen weiterhin 
möglich sein.“  
 
Gegen zu große Informationspflichten bei zertifizierten Altersvorsorge- oder Basisrentenverträgen 
wandte sich der Fondsverband BVI. Das neu eingeführte Produktinformationsblatt müsse ausrei-
chen. Dies entspreche auch dem Willen des Gesetzgebers. 
 
Quelle: heute im bundestag (hib) vom 19. Mai 2014 
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